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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 8 SO 52/14 B 
 
L 23 SO 168/13 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 14 SO 56/10 (SG Neuruppin) 
 
 
 
……………………………, 
 
 
 Kläger, Antragsteller  

und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Landkreis Oberhavel, 
Adolf-Dechert-Straße 1, 16515 Oranienburg, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 2. Oktober 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   E i c h e r    sowie die Richterinnen   K r a u ß   

und   S i e f e r t   

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm zur Durchführung des Verfahrens der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Beschluss des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 

4. Juni 2014 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abge-

lehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im bezeichneten 

Beschluss wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Im Streit ist die Übernahme von Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung durch den Be-

klagten.  

 

Der 1950 geborene Kläger bezog vom Beklagten von 2003 bis Januar 2009 Leistungen der 

Sozialhilfe; seit dem 1.2.2009 bezieht er Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites 

Buch - Grundsicherung für Arbeitsuchende - (SGB II). Ein früheres Klageverfahren wegen der 

Übernahme von Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung für die Zeit vom 1.1.2000 bis 

zum 31.1.2009 durch den Beklagten blieb ohne Erfolg (Urteil des Sozialgerichts <SG> 

Neuruppin vom 5.8.2011; Urteil des Landessozialgerichts <LSG> Berlin-Brandenburg vom 

2.8.2012; Beschluss des Senats vom 13.9.2012). Das LSG hat die Klage insoweit wegen feh-

lender Vorbefassung des Beklagten mit dem klägerischen Anliegen in einem Verwaltungs- und 

Widerspruchsverfahren als unzulässig angesehen. Den Antrag auf Übernahme der Beiträge zur 

gesetzlichen Rentenversicherung "für das KJ 2010" lehnte der Beklagte ab (Bescheid vom 

8.1.2010; Widerspruchsbescheid vom 16.4.2010). Die Klage gerichtet auf Übernahme der Bei-

träge seit dem 1.1.2000 und die Berufung blieben ohne Erfolg (Urteil des SG vom 31.5.2013; 

Beschluss des LSG vom 4.6.2014). Das LSG hat zur Begründung seiner Entscheidung ausge-

führt, auch die vorliegende Klage sei bezüglich der Zeit bis 31.12.2009 unzulässig, weil es an 

einem erforderlichen vorausgehenden Verwaltungsverfahren fehle. Im Übrigen sei die Klage 

unbegründet, weil der Kläger als Erwerbsfähiger iS des SGB II von Leistungen nach dem Sozi-

algesetzbuch Zwölftes Buch - Sozialhilfe - (SGB XII) ausgeschlossen sei. 

 

Der Kläger wendet sich mit seiner Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in dem 

bezeichneten Beschluss und beantragt die Gewährung von Prozesskostenhilfe (PKH) unter 

Beiordnung eines Rechtsanwalts.  

 

 

II 

 

Der Antrag auf Bewilligung von PKH ist nicht begründet. PKH ist nur zu bewilligen, wenn die 

beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 Satz 1 

Sozialgerichtsgesetz <SGG> iVm § 114 Zivilprozessordnung <ZPO>); daran fehlt es hier. Hin-

reichende Aussicht auf Erfolg wäre nur zu bejahen, wenn einer der drei in § 160 Abs 2 SGG 

abschließend aufgeführten Zulassungsgründe durch einen zugelassenen Prozessbevollmäch-

tigten (§ 73 Abs 4 SGG) mit Erfolg geltend gemacht werden könnte; denn nur diese Gründe 

können zur Zulassung der Revision führen. Ein solcher Zulassungsgrund ist nicht ersichtlich.  
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Der Rechtssache kommt nach dem Vorbringen des Klägers und nach Aktenlage keine grund-

sätzliche Bedeutung zu (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG); denn sie wirft keine Rechtsfrage auf, die - über 

den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts einer 

Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Anhaltspunkte dafür, dass eine Di-

vergenzrüge (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) Aussicht auf Erfolg versprechen könnte, bestehen ebenso 

wenig. Es ist schließlich auch nicht erkennbar, dass ein Verfahrensmangel (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG) mit Aussicht auf Erfolg geltend gemacht werden könnte. Mit der Ablehnung von PKH ent-

fällt zugleich die Beiordnung eines Rechtsanwalts im Rahmen der PKH (§ 73a Abs 1 Satz 1 

SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO). 

 

Die vom Kläger ohne zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegte Beschwerde ist unzu-

lässig. Sie entspricht nicht den zwingenden gesetzlichen Vorschriften. Der Kläger muss sich vor 

dem BSG gemäß § 73 Abs 4 SGG durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten vertre-

ten lassen. Er kann eine Prozesshandlung rechtswirksam nicht vornehmen, folglich auch nicht 

selbst Beschwerde einlegen. Schon die Beschwerdeschrift muss von einem nach § 73 Abs 4 

SGG zugelassenen Prozessbevollmächtigten unterzeichnet sein. Hierauf hat das LSG den Klä-

ger in der Rechtsmittelbelehrung des Beschlusses hingewiesen. Die nicht formgerecht einge-

legte Beschwerde ist schon deshalb nach § 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG ohne Zuziehung 

der ehrenamtlichen Richter durch Beschluss zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 

5 

6 

7 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESSOZIALGERICHT

